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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Auch im Jahr 2020 wurde der Begriff der «Vorstossflut» bemüht – er war bereits in
früheren Jahren im Rahmen von jeweils erfolglosen parlamentarischen Bestrebungen,
etwas gegen die wachsende Arbeitsbelastung für das Parlament aufgrund einer immer
grösseren Zahl an Vorstössen, parlamentarischen Initiativen und Standesinitiativen zu
unternehmen, verwendet worden. 

In der Tat zeichnete sich 2020 durch die höchste Zahl an Vorstössen und
parlamentarischen Initiativen seit Bestehen des Bundesstaates aus. Nicht weniger als
3'049 oder 12.4 Ideen pro Parlamentsmitglied wurden in diesem Jahr neu vorgebracht.
Die Zahlen des bisherigen Rekordjahrs 2019 (2'527) wurden damit noch einmal um rund
20 Prozent überboten. Dabei wurden neue Höchstzahlen an Fragen für die Fragestunde
(1'113; 2019: 704), an Interpellationen (878; 2019: 855) und an Postulaten (259; 2019: 235)
erreicht. Aber auch die 601 eingereichten Motionen (2019: 552) und die 107
parlamentarischen Initiativen (2019: 111) waren in ihrer Zahl überdurchschnittlich (vgl.
«Vorstösse und Arbeitsbelastung 2020»). 
Die Aargauer Zeitung vermutete die Corona-Pandemie als Ursache für die rekordhohe
parlamentarische Aktivität. Eine von der Zeitung während der Sommersession 2020
durchgeführte Auswertung zeigte, dass bis dahin rund 500 neue Vorstösse
Schlüsselwörter zu Covid (z.B. Pandemie, Kurzarbeit) aufwiesen. Kaum ein Politikfeld sei
von der Krise nicht betroffen, was entsprechend Möglichkeiten für unterschiedlichste
Vorstösse biete, so die Aargauer Zeitung. Der Blick zählte in der Sondersession im Mai
und der Sommersession eine rekordhohe Anzahl von 807 Vorstössen, was zumindest
teilweise auch auf den Abbruch der Frühlingssession zurückzuführen sei, bei der keine
Gelegenheit mehr bestanden habe, Vorstösse einzureichen. Der Blick stellte dabei
insbesondere die Kostenfrage ins Zentrum, zumal sich zahlreiche Bundesangestellte
dieser Vorstösse annehmen und sie etwa auch übersetzen müssten. Mit der Kostenfrage
konfrontiert, gab Fabian Molina (sp, ZH), der laut Blick in den beiden Sessionen am
meisten Vorstösse verfasst habe, zu Protokoll, dass Demokratie nicht gratis sei. Thomas
Aeschi (svp, ZG), vom Blick auf den Widerspruch der hohen Zahl an SVP-Vorstössen und
der Forderung der Partei, bei der Verwaltung zu sparen, hingewiesen, begründete die
Vorstösse seiner Partei damit, dass parlamentarischer Druck nötig sei, weil die
Verwaltung «Politik im Elfenbeinturm, weit weg vom Volk» betreibe.  
Ein Blick auf das gesamte Jahr zeigt zudem, dass auch die Kantone in die nationale
Gesetzgebung eingreifen wollten wie nie zuvor: So wurden im Jahr 2020 mehr als
doppelt so viele Standesinitiativen (45, 2019: 22) eingereicht wie im Durchschnitt seit
2000 (22). Noch nie gab es in einem Jahr zudem so viele neue Wahlgeschäfte (34; 2019:
32). Die Zahl der 2020 neu eingereichten Geschäfte des Bundesrats (82; 2019: 75) und
der Petitionen (29; 2019: 35) lagen hingegen im langjährigen Durchschnitt. 

Trotz des Abbruchs der Frühjahrssession war das Parlament 2020 nicht untätig. Es
erledigte 254 Postulate (2019: 278), 523 Motionen (2019: 451), 94 parlamentarische
Initiativen (2019: 124), 21 Standesinitiativen (2019: 24), 30 Wahlgeschäfte (2019: 33) und
24 Petitionen (2019: 25). Die 101 darüber hinaus erledigten Bundesratsgeschäfte
bedeuteten zudem einen neuen Allzeitrekord (2019: 77). Unter dieser Zahl befindet sich
aber auch eine ganze Reihe dringlicher Covid-19-Geschäfte, deren Behandlung jeweils
innerhalb einer Session abgeschlossen wird. Eine grosse Last hatte freilich auch die
Verwaltung zu tragen: Nicht weniger als 77 Anfragen (2019: 90), 1'113 Fragen für die
Fragestunde (2019: 704) und 692 Interpellationen (2019: 875) wurden beantwortet. 

Von den 523 im Jahr 2020 erledigten Motionen wurde rund ein Fünftel angenommen.
Die Erfolgsquote von 21.8 Prozent war damit leicht niedriger als im Vorjahr (24.8%), lag
aber noch immer über dem Durchschnitt seit 2000 (20.6%). Die Erfolgsquote könnte
freilich höher liegen, waren doch rund ein Viertel der 409 nicht angenommenen
Motionen vom Erstrat noch gutgeheissen worden. Überdurchschnittlich hoch war 2020
auch der Anteil an abgeschriebenen Motionen: Mehr als ein Drittel der 523 erledigten
Motionen wurden abgeschrieben (202; 38.6%). Bei den Postulaten war die Erfolgsrate
im Jahre 2020 mit 55.1 Prozent nicht nur höher als im Vorjahr (53.2%), sondern lag auch
deutlich über dem langjährigen Schnitt. Seit 2000 wurden nämlich weniger als die
Hälfte der Postulate pro Jahr angenommen (47.5% Erfolgsquote). Von den 114 im Jahr
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2020 nicht angenommenen Postulate, wurden mehr als die Hälfte (69) abgeschrieben. 1

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Der Nationalrat nahm im März 2020 den Aussenpolitischen Bericht 2019 zur Kenntnis.
Der Bericht gibt einen Gesamtüberblick über die Aussenpolitik der Schweiz im
Berichtsjahr. Dabei zieht er auch Bilanz über die bundesrätliche Aussenpolitische
Strategie 2016-2019, wobei diese im Generellen positiv ausfiel. Einzelne Ziele,
insbesondere in der Europapolitik, konnten noch nicht erreicht werden. Grund dafür
war vor allem der nach wie vor ausstehende Abschluss eines institutionellen
Rahmenabkommens, welches den bilateralen Weg mit der EU konsolidieren und
weiterentwickeln sollte. Im Jahr 2019 beobachtete der Bundesrat gemäss Bericht fünf
globale Trends, dazu gehörten die internationale Protestbewegung der Klimajugend und
jene in Hongkong genauso wie die digitale Transformation und deren Risiken. Auch der
zunehmende strategische Wettbewerb zwischen den Grossmächten, explizit der
Handelskonflikt zwischen den USA und China, die Schwächung des Multilateralismus
sowie die damit einhergehende Abnahme des Sicherheitsniveaus liessen sich im
Berichtsjahr beobachten. Institutionen wie die NATO, die OSZE und die EU würden
stärker in Frage gestellt und die Situation im Mittleren Osten gewinne sowohl in Syrien,
im Iran, in Jemen wie auch in der Golfregion an Brisanz, erklärte der Bundesrat im
Bericht. 
Die letzte grosse Entwicklungstendez sei die Verlangsamung der Globalisierung, was für
die Schweiz bedeute, dass der europäische Markt kurz- und mittelfristig an Bedeutung
gewinnen dürfte. Daraus folge als logische Konsequenz ein Bedeutungsgewinn der
bilateralen Beziehungen mit europäischen Staaten, auch ausserhalb der EU.
Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) würdigte im Namen der APK-NR die guten Dienste
der Schweiz als Trägerin von Schutzmachtmandaten und die Umsetzung der UNO-
Agenda 2030 trotz mangelnder Kohärenz zwischen den Politikfeldern. Kritischer
äusserte er sich zur fehlenden Führung des Bundesrats in der Europapolitik, dennoch
beantragte die Kommission, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. Roger Köppel (svp,
ZH) liess hingegen kaum ein gutes Haar an der Aussenpolitik der Schweiz und
bemängelte angesichts der sich anbahnenden Corona-Krise den «Irrweg», den die
Schweiz mit ihrer «globalen Abhängigkeit» eingeschlagen habe. Die Fraktion der FDP
fand lobende Worte für den Bericht und die gestärkte Rolle der Schweiz als
mediierende Kraft im Nahen Osten. Sibel Arslan (basta, BS) bemängelte stellvertretend
für die grüne Fraktion diverse inhaltliche Lücken, wie die Verfolgung von LGBTIQ-
Menschen und die neue Richtlinie zur Zusammenarbeit mit Schweizer NGOs. Zum
Abschluss betonte der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis, dass die Aussenpolitik
sowohl verfassungsrechtlich wie auch faktisch eine Angelegenheit des
Gesamtbundesrats sei. Er zeigte sich überzeugt, dass der Problematik der fehlenden
Kohärenz in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 Rechnung getragen werde und
sich die Schweizer Aussenpolitik dementsprechend noch kohärenter und glaubwürdiger
präsentieren dürfte. 
Die Kenntnisnahme durch den Ständerat erfolgte aufgrund des Sessionsabbruchs nicht
mehr in der Frühlingssession 2020. 2
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1) Anzahl Vorstösse und Arbeitsbelastung 2020; AZ, 19.6.20; Blick, 29.6.20; AZ, 7.1.21
2) AB NR, 2020, S. 325 ff.; BBI, 2020, S.1565 ff.
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